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Herrn Stadtverordnetenvorsteher Walter Frank,

Fraktionsvorsitzende der im

Weilburger Stadtparlament vertretenen Parteien

Weilburg, den 20. Oktober 2015

Betreff: Bebauungsplan „Im Bangert“

Sehr geehrter Herr Stadtverordnetenvorsteher,
sehr geehrte Herren Fraktionsvorsitzende,

in der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 24.09.2015 war Diskussions-
thema der Bebauungsplan 'Im Bangert'. Dazu lag ein Mehrheitsbeschluss aus der 40.
Sitzung des Ausschusses für Bauen, Umwelt, Energie und Verkehr (ABUEV) vor, der
im Bebauungsplan eine Begrenzung für die Länge eines dort zu errichtenden Baukör-
pers auf 50 m vorsah. Ohne diese Begrenzung ermöglicht der Bebauungsplan zur Vor-
lage STV/11/677 mit einem Baufenster von 68 m Länge und eine Breite bis zu 16,7 m
die Errichtung eines Baukörpers mit dieser Ausdehnung und würde in seiner Längen-
ausdehnung damit der Hainkaserne entsprechen.

Die Bürgerinitiative „Alt-Weilburg“ e. V. wendet sich entschieden gegen die Möglichkeit
am vorgesehenen Ort ein Gebäude mit den Ausmaßen zu errichten, die der o. a. Be-
bauungsplan ermöglicht. Wir befinden uns damit in Übereinstimmung mit den zustän-
digen Behörden für Denkmalschutz.

Vom Landesamt für Denkmalpflege Wiesbaden wurde im Rahmen des Beteiligungs-
verfahrens gefordert, „dass die Länge der Gebäude 50 m nicht überschreiten dürfen.“
Die Forderung gründet auf der Befürchtung, dass „dass die mögliche Baumasse in
bevorzugter Lage am Fluss im Verhältnis zur Gesamtanlage und umgebenden Bebau-
ung zu kompakt und großvolumig wird“. Das Landesamt für Denkmalpflege führt weiter
an, „die städtebauliche Vorstörung durch das bereits vorhandene großvolumige Park-
deck begründet aus unserer Sicht keine zweite überbaute Fläche mit einem großen
Volumen [ . . . ].“ Außerdem werden vom Landesamt für Denkmalpflege „gegen den
vorgesehenen Bebauungsplan [ . . . ] grundsätzliche Bedenken vorgebracht.“

Die Untere Denkmalschutzbehörde fordert in ihrer Stellung hinsichtlich der Größe des
Baukörpers, dass „Grundsätzlich zu respektieren und weiterhin sicherzustellen [ist],
dass das Kulturdenkmal ehem. Münze und Hainkaserne die bauliche Dominante in
diesem Bereich bleiben muss. Eine aus dem Bauleitplan heraus mögliche Bebauung
hat sich dem in allen Belangen unterzuordnen.“
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Die Bürgerinitiative „Alt-Weilburg“ e. V. schließt sich den Forderungen der Denkmal-
behörden an. Der Absicht der Stadt Weilburg, mit dem Bebauungsplan Bangert die
Möglichkeit zum Bau qualitätsvoller Wohnungen zu schaffen, steht der Verein positiv
gegenüber.

Die Schaffung von Qualitätswohnungen sollte mit dem Aufstellungsbeschluss für den
Bebauungsplan „Im Bangert“ erreicht werden. Dazu führte Herr Bürgermeister Schick
in der 31. Sitzung des ABUEV am 10.09.2014 an, „Inhalt des angestrebten Bebau-
ungsplans ist die Ausweisung eines allgemeinen Wohngebiets [ . . . ].“ Tatsächlich aber
wird im Gegensatz dazu in der Vorlage STV/11/677 für die Stadtverordnetenversamm-
lung am 24.09.2015 angeführt, „Zur Ausweisung gelangt ein Mischgebiet im Sinne § 6
BauNVO.“ So ist auch im zugehörigen Bebauungsplan “Im Bangert“ der Planungsbe-
reich nicht als Wohngebiet sondern als Mischgebiet „MI“ ausgewiesen.

Hinsichtlich des für die Bebauung vorgesehenen Platzes wurde in der Vergangenheit
der zurzeit als Parkplatz genutzte „Schotterplatz“ genannt. Lt. Niederschrift zur 29.
Stadtverordnetenversammlung führte Herr Bürgermeister Schick aus, „dass der Be-
bauungsplan die Bebauung der sogenannten Schotterfläche vorsieht.“ Ebenso wird in
der Vorlage STV/11/677 erläutert, dass mit dem Bebauungsplan „die planungsrechtli-
chen Voraussetzungen für die bauliche Entwicklung im Bereich einer derzeit unterge-
nutzten Parkplatzfläche [ . . . ] geschaffen werden.“

Tatsächlich würde auf der Grundlage des Bebauungsplans lt. Vorlage STV/11/677 ein
weit über die Parkplatzfläche (ca. 47 m Länge) hinausgehendes Bauprojekt von bis zu
68 m ermöglicht. Mit dieser Längenausdehnung von 68 m würde die Länge der Hain-
kaserne erreicht und eindeutige Vorgaben der Unteren Denkmalschutzbehörde (s. o.)
blieben ebenso unbeachtet wie die Stellungname des Landesamts für Denkmalpflege
Hessen, wonach „die Neubebauung in Art, Maß und Bauweise dem Bestand unterge-
ordnet und die exponierte Stellung der Dreiflügelanlage mit ihrer Ausstrahlungskraft
und ihrem Erscheinungsbild durch die Nachbarbauwerke nicht beeinträchtigt wird.“

Eindringlich fordern wir eine Vorgabe im Bebauungsplan, mit der die Möglichkeit zur
Errichtung eines Baukörpers mit einer Länge über 50 m ausgeschlossen wird. Wir
stimmen der Argumentation nicht zu, dass endgültige Entscheidungen zur Größe des
Baukörpers erst aufgrund vorliegender Planungen des Investors/Architekten getroffen
werden sollten. Die in der Stadtverordnetenversammlung am 24.09.2015 mehrfach
geäußerte Ansicht, dass Investor und Architekt an einer städtebaulich verträglichen
Gestaltung interessiert seien mag wohl zutreffen. Berechtigterweise wird jeder Investor
jedoch zuerst die Gewinnaussicht seines Investments bewerten und wie der maximal
mögliche Gewinn zu erzielen ist. Dass die Gewinnaussichten bei einem Baukörper mit
68 m Länge größer sind gegenüber dem Baukörper von 50 m Länge, kann nicht in
Abrede gestellt werden und wurde auch in Redebeiträgen während der Stadtverord-
netenversammlung so vorgetragen. Damit befindet man sich aber im Widerspruch zu
der gleichzeitig ausgedrückten Hoffnung, dass sich ein Investor freiwillig Beschrän-
kungen hinsichtlich der Baugröße des geplanten Objekts auferlegt, wenn dies städte-
baulich wünschenswert wäre.

Vor diesem Hintergrund geht der Hinweis ins Leere, dass denkmalschutzrechtliche
Erfordernisse bis auf die Genehmigungsebene durchgreifen. Wird ein Baukörper mit
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einer Länge von 68 m geplant, wird dessen Reduzierung aufgrund denkmalschutz-
rechtlicher Belange oder wegen städtebaulicher Aspekte vom Investor unter Hinweis
auf die dann nicht mehr gegebene Rentabilität wohl kaum entsprochen werden. Eher
wird es dann zur Aufgabe des Bauvorhabens kommen.

Ist von Beginn an festgelegt, dass die Länge des Baukörpers 50 m nicht überschreiten
darf, bedeutet dies Planungssicherheit und verlässliche Kalkulation hinsichtlich Bau-
kosten und Rentabilität für einen Investor.

Wir halten es deshalb aus Gründen des Denkmalschutzes, aufgrund städtebaulicher
Gegebenheiten und der Planungssicherheit aller Beteiligten für dringend erforderlich,
die Länge eines Baukörpers im Bebauungsplan Bangert auf 50 m zu begrenzen. Die
Verantwortung für eine städtebaulich verträgliche Lösung darf nicht auf Inves-
tor/Architekt abgewälzt werden. Es ist Sache des Stadtparlaments für klare Vorgaben
zu sorgen und damit Planungssicherheit für alle Beteiligten zu schaffen. Nur dann ist
nach unserer Überzeugung die von allen gewünschte qualitätsvolle Wohnbebauung in
städtebaulich angemessenem Ausmaß zu realisieren.

Mit freundlichen Grüßen

Rudolf Müller
2. Vorsitzender

Abschrift
Herr Bürgermeister Schick
Mitglieder des Magistrats der Stadt Weilburg
Vorsitzender des Ausschusses für Bauen, Umwelt, Energie und Verkehr
Vorsitzende des Ortsbeirats der Kernstadt Weilburg
Hessisches Landesamt für Denkmalpflege, Wiesbaden
Untere Denkmalschutzbehörde beim Landkreis Limburg-Weilburg, Limburg
Weilburger Tageblatt
Weilburg TV
Nassauische Neue Presse
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uausschuss hatte in

seiner Sitzung am 23. Sep-
tember 2015 mehrheitlich
vorgeschlagen, die Länge der
Bebauung auf 50 Meter zu
begrenzen. Gegen dieSe Be-
grenzung sprachen sich in
der Stadtverordnetenver-
sammlung Herr Bürger-
meister Schick und Sprecher
von CDU, FWG, Grünen
und FDP aus.

Die Bürgerinitiative „Alt-
Weilburg" ist absolut gegen
die Möglichkeit einer Be-
bauung mit einem Gebäude
in den oben genannten Ma-
ßen. Ein solcher Kolossalbau
von der Länge der Hainka-
serne passt nicht in das
Stadtbild und erst recht
nicht in den geschützten
Grüngürtel der Altstadt im
Bereich der Lahnschleife.
Wir sind auch der Auffas-
sung, dass der von allen Sei-
ten gewünschte qualitäts-
volle Wohnungsbau nicht
mit einem Baukomplex die-
ser Größe vereinbar ist. Ein
Baukörper von 68 Meter
Länge und 12 Meter Höhe
wird auch bei bestem Ge-
staltungswillen nicht klei-
ner. Schon 50 Meter sind
nach unserer Auffassung die
absolute Obergrenze. Zum
Vergleich: Der Mittelbau der
Hainkaserne ist 48 Meter
lang, die Häuserzeile Markt-
platz 10 bis 2 (Restaurant bis
Ecke Schwanengasse) circa
52 Meter.

Die Bürgerinitiative findet
sich mit ihrer Forderung, die
Länge des möglichen Ge-
bäudes auf 50 Meter zu be-
grenzen in Übereinstim-
mung mit dem Landesamt

für Denkmalpflege Wiesba-
den. Dieses fordert, dass „die
Länge_der Gebäude 50 Meter
nicht überschreiten dürfen".
Von dort werden außerdem
„gegen den vorgesehenen
Bebauungsplan [ ] grund-
sätzliche Bedenken vorge-
bracht". Die Untere Denk-
malschutzbehörde Limburg
fordert, „dass das Kultur-
denkmal ehemalige Münze
und Hainkaserne die bauli--
che Dominante in diesem
Bereich bleiben muss. Eine
aus dem Bauleitplan heraus
mögliche Bebauung hat sich
dem in allen Belangen un-
terzuordnen".

Eine städtebaulich ver-
trägliche Lösung und die
gewünschte Schaffung einer
qualitätsvollen Wohnbe-
bauung ist nach unserer
Auffassung nur bei einer Be-
grenzung der Gebäudelänge
auf höchstens 50 Meter er-
reichbar. Es ist Sache des
Stadtparlaments, für ent-
sprechend klare Vorgaben
zu sorgen und die Verant-
wortung dafür nicht dem
Investor und nachgeordne-
ten Planungsebenen zu
überlassen.

Rudolf Müller, stellver-
tretender Vorsitzender
Bürgerinitiative „Alt-
Weilburg"
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Magistrat der Stadt Weilburg

Rathaus

Mauerstraße 8

35781 Weilburg

Weilburg, den 11. Februar 2016

Betreff: Bauleitplanung der Stadt Weilburg, Kernstadt
Bebauungsplan „Im Bangert“; hier: Stellungnahme

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir wenden uns gegen den vorgesehenen Bebauungsplan und lehnen diesen in sei-
ner jetzigen Form ab.

Der Bebauungsplan weist ein Baufenster mit einer Länge von 60 m und einer Breite
von 16,7 m aus. Die Länge entspricht damit dem Mittelbau der benachbarten Hainka-
serne plus der Breite eines Turmanbaus. Die ehem. Hainkaserne unterliegt als Ein-
zeldenkmal ebenso dem Schutz des HDSchG wie die Gesamtanlage der Weilburger
Altstadt. Damit muss sich jede Neubebauung im Altstadtbereich und in Nachbarschaft
der geschützten Hainkaserne dem Bestand unterordnen und darf Erscheinungsbild
und Ausstrahlung des denkmalgeschützten Bauwerks nicht beeinträchtigen.

Die bereits 2015 in der Stellungnahme des Landesamts für Denkmalschutz vorge-
brachten grundsätzlichen Bedenken gegen den vorgesehenen Bebauungsplan wur-
den in den damaligen „Beschlussempfehlungen“ umgedeutet nach „die grundsätzli-
che Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen“. Mit dieser Uminterpre-
tation wurde auch die Forderung der Denkmalschutzbehörde ignoriert, „dass die
Länge der Gebäude 50 m nicht überschreiten dürfen.“

Zwar wird im vorgesehenen Bebauungsplan 2016 die Länge des Baufensters um 10
m gegenüber dem Bebauungsplan 2015 verkürzt, doch die deutliche Anforderung zur
Begrenzung des Baukörpers auf höchstens 50 m Länge findet keinen Niederschlag.
Nach derzeitigem Planungsstand ermöglicht das Baufenster einen Baukomplex mit
einer Länge von 60 m.

Auch nach unserer Auffassung ist in der Lahnaue die Baumasse eines Baukomple-
xes von 60 m Länge im Verhältnis zur geschützten städtischen Gesamtanlage und
der umgebenden Bebauung zu kompakt und großvolumig. Ein Kolossalbau mit den
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durch das Baufenster ermöglichten Maßen beeinflusst erheblich die zu erhaltende
Dominanz des Kulturdenkmals ehem. Münze und Hainkaserne, vermindert dessen
Ausstrahlungskraft und Erscheinungsbild und läuft damit dem HDSchG und der
Forderung der Denkmalschutzbehörden zuwider.

Diese Forderung wird vom vorgesehenen Bebauungsplan ignoriert. Nur die Begren-
zung des Baufensters auf eine Höchstlänge von 50 m bietet die Chance wenigstens
einen Teil vom Charakter des Lahnauenbereichs zu erhalten. Und nur mit dieser
Höchstlänge ist die durch Neubebauung entstehende Beeinträchtigung auf das Er-
scheinungsbild und die Ausstrahlung der ehem. Münze und Hainkaserne und den Be-
reich der Lahnaue zu minimieren.

Falsch ist es nach unserer Auffassung, wenn Belange des Denkmalschutzes einer
nachgeordneten städtebaulich-architektonisch Detailplanung vorbehalten werden sol-
len. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der Baumasse und Längenausdehnung. Wird
der Bebauungsplan mit einem Baufenster der vorgesehenen Ausmaße gültig, erlaubt
dies dem Bauherrn dessen maximale Ausnutzung. Die Reduzierung der Gebäude-
länge auf ein städtebaulich verträgliches Maß kann dann nicht mehr eingefordert
werden. Durchsetzbar sind in der nachgeordneten Detailplanung nur noch kosmeti-
sche Änderungen (Fassadengestaltung, Fenster, Eingrenzung u.ä.).

Der städtebaulich-architektonische Entwurf einer nachgeordneten Planungsebene
kann deshalb die rechtlich zulässige maximale Ausnutzung eines im gültigen Bebau-
ungsplan festgelegten Baufensters nicht einschränken. Um sicherzustellen, dass
eine Bebauung „Im Bangert“ nur in einer städtebaulich verträglichen Größe und unter
Beachtung der Bestimmungen des HDSchG erfolgt, und um den besonderen Rah-
menbedingungen des Standorts zu genügen, darf nach unserer Auffassung die Län-
genausdehnung des Baufensters 50 m nicht überschreiten und sollte deshalb auch
so im Bebauungsplan festgelegt werden.

Mit freundlichen Grüßen

Rudolf Müller
2. Vorsitzender

Abschrift
Landesamt für Denkmalpflege, Wiesbaden
Untere Denkmalschutzbehörde, Limburg
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